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Fragen zur Anhörung 

Frage 1   Weiterführung des Kantonalen Integrationsprogramms KIP 

Der Regierungsrat plant, das gegenwärtig laufende Kantonale Integrationsprogramm KIP 

in der zweiten Programmperiode (KIP 2; 2018–2021) weiterzuführen. Sind Sie mit diesem Entscheid 

grundsätzlich einverstanden?  

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ einverstanden

□ eher einverstanden

□ eher dagegen

□ dagegen

□ keine Angabe

Bemerkungen: 

Frage 2   Schlussfolgerungen aus den ersten zwei Programmjahren 

Sind Sie mit den Schlussfolgerungen des Regierungsrats zu den ersten zwei Programmjahren des 

Kantonalen Integrationsprogramms KIP einverstanden? 

(vgl. Kapitel 6.4) 

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ einverstanden

□ eher einverstanden

□ eher dagegen

□ dagegen

□ keine Angabe

Bemerkungen: 

Frage 3   Allgemeine Grundsätze und Rahmenbedingungen 

Sind Sie mit der Beibehaltung der allgemeinen Grundsätze und Rahmenbedingungen für die 

zweite Programmperiode des kantonalen Integrationsprogramms KIP einverstanden?  

(vgl. Kapitel 7.1) 

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ einverstanden

□ eher einverstanden

□ eher dagegen

□ dagegen

□ keine Angabe

Bemerkungen: 
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Frage 4   Schwerpunkte in den drei Pfeilern 

Sind Sie mit den für die zweite Programmperiode formulierten Teilzielen und den daraus abge-

leiteten Massnahmen einverstanden?  

(vgl. Kapitel 7.4 und 7.5)  

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ einverstanden

□ eher einverstanden

□ eher dagegen

□ dagegen

□ keine Angabe

Bemerkungen: 

Frage 5   Finanzielle Aufwendungen 

Erachten Sie die für die spezifische Integrationsförderung gemäss Art. 55 Abs. 3 des Ausländerge-

setzes vorgesehenen kantonalen Mittel von jährlich 1,45 Millionen Franken als angemessen? 

Bitte wählen Sie eine Antwort aus: 

□ einverstanden

□ eher einverstanden

□ eher dagegen

□ dagegen

□ keine Angabe

Bemerkungen: 

Frage 6 Weitere Bemerkungen 

Haben Sie noch weitere Bemerkungen oder Kommentare  zum Anhörungsbericht? 
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Ein Beispiel aus der Praxis: Mit der Pauschale von Fr. 6'000.-- können entweder 4 - 6 Deutschkurse oder ein Arbeitsintegrationsprogramm von 6 Monaten bezahlt werden. Aus Erfahrung braucht es einiges mehr als 6 Monate bis jemand im 1. Arbeitsmarkt integriert werden kann.

Je früher eine Person mit Sprachkursen beginnen kann, je grösser ist der Erfolg. Aus diesem Grunde sollten auch Menschen mit einer N-Bewilligung denselben Zugang zu den Angeboten haben. Nicht nur die Erwachsenen, sondern auch deren Kinder müssen gefördert werden wie z.B. mit Spielgruppen während MUKI-Deutsch-Kursen oder Erziehungskursen. Letzteres würde vorallem der kulturellen Integration dienen.

Der Kanton sollte sich auf unterschiedlichen Ebenen dafür stark machen, dass Integration frühzeitig, also bereits bei Asylsuchenden einsetzt. Hier können spätere Fehlentwicklungen (wie Gewöhnung an Sozialhilfeleistungen etc.) verhindert werden.


